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I. Einleitung

In den letzten Jahren gab es eine Reihe von Erleichterun-
gen beim Arbeitsmarktzugang von drittstaatsangehörigen 
Ausländerinnen und Ausländern. Einige Verbesserungen 
wurden bereits im Jahr 2013 im Zusammenhang mit der 
Verabschiedung der neuen Beschäftigungsverordnung 
vorgenommen, die die Beschäftigungsverfahrensverord-
nung und die alte Beschäftigungsverordnung ersetzte.1 
Beispielsweise wurde das Arbeitsverbot für Inhaber einer 
Aufenthaltsgestattung von zwölf auf neun Monate verkürzt 
(Wartezeit) und die sogenannte Vorrangprüfung (ähn-
lich wie bereits 2008 für Geduldete) auf einen Zeitraum 
von vier Jahren – gerechnet ab Asylantragstellung – be-
schränkt. Inhaber einer humanitären Aufenthaltserlaub-
nis nach Kapitel 2 Abschnitt 5 des Aufenthaltsgesetzes 
dürfen seitdem uneingeschränkt einer unselbständigen 
Beschäftigung nachgehen.

Am 11.11.2014 trat eine weitere Gesetzesreform der 
Beschäftigungsverordnung in Kraft, die beim Arbeits-
marktzugang für Asylsuchende und Geduldete weitere 

* Olaf Strübing ist diplomierter Soziologe und angestellt im Arbeits-
marktprojekt Arbeitsmarktzugang für Flüchtlinge II (AZF II) beim 
Flüchtlingsrat Niedersachsen.

1 Michael Maier-Borst, »Weitere Öffnungen des deutschen Arbeits-
marktes. Die neuen Regelungen für den Arbeitsmarktzugang von 
Drittstaatsangehörigen«, ASYLMAGAZIN 7–8/2013, S. 226–232.

Fristverkürzungen vorsieht. Außerdem wurden weitere 
Ausnahmeregelungen umgesetzt, die die Komplexität des 
Arbeitserlaubnisrechtes noch weiter erhöht haben. Der 
Gesetzgeber konnte sich trotz Fachkräftemangels nicht 
zu einer vollständigen Abschaffung der Wartezeit und der 
Arbeitsmarktprüfung durchringen. Die Chance, eine er-
hebliche Vereinfachung des Arbeitserlaubnisrechtes her-
beizuführen, wurde nicht genutzt. 

Dieser Beitrag behandelt in erster Linie den Arbeits-
marktzugang von Inhabern einer Aufenthaltsgestattung 
und einer Duldung, weil die Rechtslage für diese beiden 
Personengruppen am komplexesten ist. Dabei wird zu-
nächst auf den Zugang zu Arbeit eingegangen und im 
Anschluss auf den Zugang zu Ausbildung. Danach wer-
den Ausnahmeregelungen erläutert, woraufhin einige 
praktische Tipps folgen. Im letzten Teil wird auf den Ar-
beitsmarktzugang von Inhabern von humanitären Auf-
enthaltserlaubnissen nach Kapitel 2 Abschnitt 5 des Auf-
enthaltsgesetzes eingegangen. 

Die Arbeitsmarktprüfung, die Asylsuchende und Ge-
duldete zeitweise durchlaufen müssen, setzt sich zusam-
men erstens aus der Vorrangprüfung und zweitens der 
Prüfung der Arbeitsbedingungen (Beschäftigungsbedin-
gungsprüfung). Zunächst muss der potenzielle Arbeitge-
ber ein Antragsformular ausfüllen und bei der Auslän-
derbehörde einreichen.2 Die Ausländerbehörde leitet den 
Antrag an die Zentrale Auslands- und Fachvermittlung 
(ZAV) der Bundesagentur für Arbeit in Duisburg weiter. 
Ab dem Datum der Weiterleitung an die ZAV bleiben 
zwei Wochen Zeit für die Prüfung. Wenn die zwei Wo-
chen verstrichen sind, ohne dass die Arbeitsmarktprü-
fung beendet worden ist, gilt die Zustimmung als erteilt 
(Zustimmungsfiktion). Die ZAV wiederum leitet den An-
trag an den regionalen Arbeitgeberservice weiter, der im 
Rahmen der Vorrangprüfung vor Ort prüft, ob es eine be-
vorrechtigte Person (z. B. einen Deutschen oder EU-Bür-
ger oder Drittstaatsangehörigen mit freiem Zugang zum 
Arbeitsmarkt) gibt, die für die konkrete Stelle theoretisch 
zur Verfügung steht. Im Rahmen der Arbeitsbedingungs-

2 Das Formular bekommen Sie von der zuständigen Ausländerbehörde 
oder im Internet (z. B. unter folgendem Link: http://www.hildesheim.
de/pics/verwaltung/1_1259680020/formblatt_auslaenderbeschaefti-
gung.pdf).
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prüfung prüft der Arbeitgeberservice vor Ort, ob Tarif-
lohn oder ortsüblicher Lohn oder Mindestlohn nach dem 
am 1. Januar 2015 in Kraft getretenen Mindestlohngesetz 
gezahlt wird. Im Ergebnis kann eine Zustimmung zur Tä-
tigkeit durch die ZAV erteilt werden, wenn kein anderer 
Arbeitnehmer theoretisch zur Verfügung steht und Tarif-
lohn oder ortsüblicher Lohn oder Mindestlohn gezahlt 
wird. Die Zustimmung wird verweigert, wenn eine von 
beiden Voraussetzungen nicht erfüllt ist. Darüber hinaus 
kann die Ausländerbehörde die Erteilung einer Arbeitser-
laubnis auch nach dem Abschluss der Arbeitsmarktprü-
fung noch aus ausländerrechtlichen Gründen ablehnen.3

Bei bestimmten Tätigkeiten entfällt die Notwendigkeit, 
die Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit einzuho-
len. Diese Arten von Beschäftigung werden im Folgenden 
als zustimmungsfreie Tätigkeiten bezeichnet.

II. Arbeitsmarktzugang für Inhaber einer 
Aufenthaltsgestattung, einer Duldung und 
einer humanitären Aufenthaltserlaubnis 

1. Asylsuchende

1.1. Zugang zu Arbeit 

Bei einem Voraufenthalt von unter 3 Monaten – gerech-
net ab Asylantragstellung – ist die Erwerbstätigkeit nicht 
gestattet (Wartezeit), d. h. weder selbständige noch un-
selbständige Tätigkeit.4 Im Zeitraum von 3 Monaten bis 

3 Siehe unten, Kapitel II.2.4.
4 § 61 Absatz 1 AsylVfG.

15 Monaten ist eine Tätigkeit als Arbeitnehmer mög-
lich, wenn die Arbeitsmarktprüfung inklusive Vorrang-
prüfung und Arbeitsbedingungsprüfung erfolgreich 
durchlaufen wird.5 Im Zeitraum von 15 Monaten bis 48 
Monaten muss im Rahmen der Arbeitsmarktprüfung 
zwar immer noch die Arbeitsbedingungsprüfung durch-
laufen werden, aber die Vorrangprüfung findet nicht 
mehr statt.6 Ab einem Aufenthalt von mehr als 48 Mo-
naten fällt auch die Prüfung der Arbeitsbedingungen 
weg, sodass zustimmungsfrei gearbeitet werden kann.7 
Zusätzlich muss in jedem Zeitabschnitt (auch nach Ab-
lauf von 48 Monaten) die Ausländerbehörde eine aus-
länderrechtliche Erlaubnis erteilen. Leih- bzw. Zeitarbeit 
ist nach einer Stellungnahme des Bundesministeriums 
für Arbeit und Soziales (BMAS) vom November 2014 
erst nach Ablauf der 48 Monate möglich.8 Solange noch 
eine Zustimmung durch die ZAV erforderlich ist, kann 
eine Tätigkeit als Leiharbeitnehmer nach Ansicht des 
BMAS nur in den Fällen des § 32 Absatz 2 Nr. 2 und Ab-
satz 3 BeschV erfolgen. Selbständige Tätigkeit ist für In-
haber einer Aufenthaltsgestattung generell nicht möglich. 

1.2. Zugang zu Ausbildung 

In den ersten 3 Monaten ist weder eine betriebliche 
Ausbildung möglich noch ein Praktikum noch der Frei-
willigendienst im Rahmen eines EU-geförderten Pro-
gramms (freiwilliges ökologisches/soziales Jahr). Nach 
dem Ablauf der dreimonatigen Wartezeit ist aufgrund  
einer Ausnahmeregelung eine betriebliche Ausbildung

5 § 61 Absatz 2 AsylVfG.
6 § 32 Absatz 5 BeschV.
7 § 32 Absatz 4 BeschV.
8 Die Stellungsnahme finden Sie hier: http://azf2.de/wp-content/up-

loads/2009/02/Stellungnahme_BMAS_Zeitarbeit_20141.pdf. 

Tabelle 1: Der Zugang zu Arbeit für Asylsuchende

Zeitraum Nebenbestimmung Erwerbstätigkeit
Bis zu 3 Monate Erwerbstätigkeit nicht gestattet •	 Selbständige und unselbständige Tätigkeit nicht möglich
3 Monate bis 15 
Monate

Beschäftigung nur mit Geneh-
migung der Ausländerbehörde 
gestattet

•	 Unselbständige Tätigkeit nach erfolgreichem Durchlaufen 
der Vorrangprüfung und Arbeitsbedingungsprüfung möglich

•	 Selbständige Tätigkeit nicht möglich
•	 Erlaubnis erforderlich

15 Monate bis 
48 Monate

Beschäftigung nur mit Geneh-
migung der Ausländerbehörde 
gestattet

•	 Unselbständige Tätigkeit nach erfolgreichem Durchlaufen 
der Arbeitsbedingungsprüfung möglich

•	 Selbständige Tätigkeit nicht möglich
•	 Erlaubnis erforderlich

Ab 48 Monaten Beschäftigung gestattet •	 Unselbständige Tätigkeit möglich
•	 Selbständige Tätigkeit nicht möglich
•	 Erlaubnis erforderlich
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ohne Arbeitsmarktprüfung möglich.9 Auch Praktika im 
Rahmen einer schulischen Ausbildung oder eines Studi-
ums oder im Rahmen eines EU-geförderten Programms 
sind zustimmungsfrei möglich.10 Nichtsdestotrotz muss 
die Ausländerbehörde eine ausländerrechtliche Erlaub-
nis erteilen. Für Praktika, die das Kennenlernen eines 
Betriebs ermöglichen sollen, (»Schnupperpraktika«) gibt 
es hingegen keine Ausnahmeregelung. Für diese muss 
man die Arbeitsmarktprüfung durchlaufen. Erst wenn 
die Arbeitsmarktprüfung nicht mehr durchlaufen wer-
den muss (nach Ablauf von 48 Monaten), ist ein solches 
Schnupperpraktikum zustimmungsfrei möglich.11 Im Ge-
gensatz zu einem Praktikum stellt eine Hospitation laut 
Durchführungsanweisungen zum Aufenthaltsgesetz der 
Agentur für Arbeit keine Beschäftigung dar. Unter Rand-
nummer 1.17.1.04 heißt es dort, dass Hospitationen kei-
ner BA-Zustimmung bedürfen, wenn die Voraussetzun-
gen der Beschäftigung nach § 7 SGB IV nicht erfüllt sind. 
Hospitationen sind gekennzeichnet durch die Sammlung 
von Kenntnissen und Erfahrungen in einem Tätigkeits-
bereich ohne zeitliche und inhaltliche Festlegung und 
ohne rechtliche und tatsächliche Eingliederung in den Be-
trieb. In § 7 Absatz 2 SGB IV wird der Erwerb beruflicher 
Kenntnisse, Fertigkeiten oder Erfahrungen im Rahmen 
betrieblicher Berufsbildung einer Beschäftigung gleich-
gesetzt. Das Niedersächsische Innenministerium sieht ein 
»Hereinschnuppern« in Arbeitsabläufe im Ergebnis als 
Hospitation, welche zustimmungsfrei ist. In Zweifelsfäl-
len kann die Agentur für Arbeit beteiligt werden.12 Auch 
der Freiwilligendienst im Rahmen eines EU-geförderten 
Programms ist nach Ablauf der dreimonatigen Wartezeit 
zustimmungsfrei möglich.13 

1.3. Ausnahmeregelungen 

Es gibt Ausnahmeregelungen, die mit der Reform der 
BeschV vom 11.11.2014 noch erweitert worden sind. Da-
nach findet unter bestimmten Voraussetzungen nach Ab-
lauf der dreimonatigen Wartezeit keine Vorrangprüfung 
mehr statt, sondern nur noch die Prüfung der Arbeitsbe-
dingungen. Dies trifft zu auf traumatisierte Inhaber einer 
Aufenthaltsgestattung, bei denen die Beschäftigung der 

9 § 32 Absatz 2 Nr. 1.
10 § 15 Nr. 1 und Nr. 2 BeschV. 
11 Auf telefonische Nachfrage bei der ZAV nach den genauen Prüfkri-

terien der Arbeitsbedingungsprüfung (d. h. wie hoch die Entlohnung 
sein muss) konnte mir keine Auskunft gegeben werden. Zur Unter-
scheidung der verschiedenen Arten von Praktika vgl. auch Barbara 
Weiser, Recht auf Bildung für Flüchtlinge. Rahmenbedingungen des 
Zugangs zu Bildungsangeboten für Asylsuchende, Flüchtlinge und 
Migranten mit Duldung (schulische oder berufliche Aus- und Weiter-
bildung), Beilage zum ASYLMAGAZIN 11/2013, S. 38 f.

12 Die Stellungnahme des MI finden Sie hier: http://azf2.de/wp-content/
uploads/2009/02/MI_zum_Praktikum_Hospitation2.pdf. 

13 § 14 Absatz 1 Nr. 1 BeschV.

Heilung dient, um eine besondere Härte zu vermeiden.14 
Auch bei der Fortsetzung eines Arbeitsverhältnisses bei 
demselben Arbeitgeber nach einjähriger Vorbeschäfti-
gung gilt diese Ausnahme.15 

Neu ist, dass bei folgenden Beschäftigungsarten nach 
Ablauf von 3 Monaten nur noch eine Prüfung der Ar-
beitsbedingungen durchgeführt wird: 

•	 Eine Beschäftigung, die einen anerkannten oder 
vergleichbaren ausländischen Hochschulabschluss 
voraussetzt, bei der das Jahresgehalt bei mindestens 
52 % der jährlichen Beitragsbemessungsgrenze in 
der allgemeinen Rentenversicherung liegt (37.128,- € 
Arbeitnehmerbrutto), wenn diese Beschäftigung in 
einem »Mangelberuf« gemäß der sogenannten Po-
sitivliste der Bundesagentur für Arbeit (z. B. Pflege-
kräfte, Naturwissenschaftler, Mathematiker, Ingeni-
eure, Ärzte, IT-Fachkräfte, etc.) ausgeübt wird;16

•	 eine Beschäftigung, die einen deutschen qualifi-
zierten (mindestens zweijährigen) Ausbildungsab-
schluss voraussetzt;17 

•	 eine Beschäftigung, die einen ausländischen und als 
gleichwertig anerkannten Ausbildungsabschluss vo-
raussetzt, wenn diese Beschäftigung in einem »Man-
gelberuf« gemäß der Positivliste der Bundesagentur 
für Arbeit ausgeübt wird;18 

•	 eine befristete praktische Tätigkeit (Praktikum, 
Nachqualifizierungsmaßnahme o. Ä.), die für die 
Anerkennung eines ausländischen Berufsabschlus-
ses oder für die Berufserlaubnis in einem reglemen-
tierten Beruf erforderlich ist.19

In einer Reihe von weiteren Fallkonstellationen müssen 
Asylsuchende mit Aufenthaltsgestattung lediglich einen 
dreimonatigen Aufenthalt nachweisen, damit die Tätig-
keit ohne Arbeitsmarktprüfung durchgeführt werden 
kann: Darunter fallen Hochqualifizierte im Sinne der De-
finition von § 2 Absatz 1 BeschV, Führungskräfte,20 wis-
senschaftliches Personal und Lehrkräfte,21 besondere Be-
rufsgruppen (Fotomodelle, Reiseleiter etc.22), Tätigkeiten 

14 § 37 BeschV.
15 § 35 Absatz 5 BeschV.
16 § 32 Absatz 5 Satz 1 Nr. 1 BeschV.
17 § 32 Absatz 5 Satz 1 Nr. 1 BeschV.
18 § 32 Absatz 5 Satz 1 Nr. 1 BeschV. In der Positivliste sind Ausbildungs-

berufe aufgeführt, die auf die Fachkräfteengpassanalyse der Agentur 
für Arbeit zurückgehen. Die Positivliste finden Sie unter http://www.
arbeitsagentur.de/web/content/DE/service/Ueberuns/WeitereDienst-
stellen/ZentraleAuslandsundFachvermittlung/VersionsDEEN/Deut-
scheVersion/Arbeitsmarktzulassung/Detail/index.htm?dfContentId=
L6019022DSTBAI532451.

19 § 32 Absatz 5 Satz 1 Nr. 1 BeschV.
20 § 3 Nr. 1 bis 3 BeschV.
21 § 5 BeschV.
22 § 22 BeschV.

http://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/service/Ueberuns/WeitereDienststellen/ZentraleAuslandsundFachvermittlung/VersionsDEEN/DeutscheVersion/Arbeitsmarktzulassung/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI532451
http://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/service/Ueberuns/WeitereDienststellen/ZentraleAuslandsundFachvermittlung/VersionsDEEN/DeutscheVersion/Arbeitsmarktzulassung/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI532451
http://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/service/Ueberuns/WeitereDienststellen/ZentraleAuslandsundFachvermittlung/VersionsDEEN/DeutscheVersion/Arbeitsmarktzulassung/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI532451
http://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/service/Ueberuns/WeitereDienststellen/ZentraleAuslandsundFachvermittlung/VersionsDEEN/DeutscheVersion/Arbeitsmarktzulassung/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI532451
http://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/service/Ueberuns/WeitereDienststellen/ZentraleAuslandsundFachvermittlung/VersionsDEEN/DeutscheVersion/Arbeitsmarktzulassung/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI532451
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bei internationalen Sportveranstaltungen23 und Beschäfti-
gung im Familienbetrieb.24 

2. Personen mit Duldung

2.1. Zugang zu Arbeit 

Wie bei Asylsuchenden ist bei einem Voraufenthalt von 
unter 3 Monaten – gerechnet ab Erteilung der Duldung 
oder auch Asylantragstellung – die Erwerbstätigkeit nicht 
gestattet (Wartezeit), d. h. weder selbständige noch un-
selbständige Tätigkeit.25 Auch die übrigen Fristen und 
Bestimmungen sind für Personen mit Duldung identisch 
mit denen, die für Asylsuchende gelten (s. o., II.1.1). Nur 
die Rechtsgrundlage ist eine andere: Geregelt wird der 
Zugang zu Arbeit für Personen mit Duldung allein in der 
Beschäftigungsverordnung (§ 32) und nicht im AsylVfG. 

2.2. Zugang zu Ausbildung

Im Unterschied zur Aufenthaltsgestattung ist bei der 
Duldung bereits in den ersten 3 Monaten aufgrund einer 
Ausnahmeregelung eine betriebliche Ausbildung mög-
lich.26 Gleiches gilt für ein Praktikum im Rahmen einer 
schulischen Ausbildung, im Rahmen eines Studiums oder 
im Rahmen eines EU-geförderten Programms. Auch 
der Freiwilligendienst im Rahmen eines EU-geförderten 
Programms (freiwilliges ökologisches/soziales Jahr) ist 
zustimmungsfrei möglich.27 Nach Ablauf der dreimona-
tigen Wartezeit können diese Beschäftigungsarten wei-
terhin zustimmungsfrei ausgeübt werden. Genau wie bei 
Inhabern von Aufenthaltsgestattungen gelten diese Aus-
nahmeregelungen nicht für Schnupperpraktika, die das 
Kennenlernen eines Betriebs ermöglichen sollen. Für die-
se muss man die Arbeitsmarktprüfung durchlaufen. Erst 
nach Ablauf von 48 Monaten ist ein Schnupperpraktikum 
zustimmungsfrei möglich.

2.3. Ausnahmeregelungen 

Inhaber einer Duldung profitieren von den gleichen Aus-
nahmeregelungen wie Inhaber einer Aufenthaltsgestat-
tung mit dem Unterschied, dass diese Ausnahmen bereits 
vor Ablauf der ersten 3 Monate gelten. Hier findet keine 
Vorrangprüfung statt, aber eine Prüfung der Arbeitsbe-
dingungen. Dies trifft zu auf traumatisierte Inhaber einer 
Duldung, bei denen die Beschäftigung der Heilung dient, 

23 § 23 BeschV.
24 § 32 Absatz 2 Nr.3 BeschV.
25 § 32 Absatz 1 BeschV.
26 § 32 Absatz 2 BeschV.
27 § 32 Absatz 2 Nr. 2 BeschV.

um eine besondere Härte zu vermeiden.28 Auch bei der 
Fortsetzung eines Arbeitsverhältnisses bei demselben 
Arbeitgeber nach einem Jahr Vorbeschäftigung gilt diese 
Ausnahme.29 

Daneben finden auch die oben genannten neu geschaf-
fenen Ausnahmen (siehe die Aufzählung und die weiteren 
Fallkonstellationen unter II.1.3) auf Personen mit Dul-
dung Anwendung und hier gilt ebenfalls, dass bereits vor 
Ablauf der ersten 3 Monate nur noch eine Prüfung der 
Arbeitsbedingungen durchgeführt wird. 

Wie bei der Aufenthaltsgestattung gilt auch für Gedul-
dete, die eine Tätigkeit als Hochqualifizierte im Sinne der 
Definition von § 2 Absatz 1 BeschV ausüben, Führungs-
kräfte, wissenschaftliches Personal und Lehrkräfte, be-
sondere Berufsgruppen, Tätigkeiten bei internationalen 
Sportveranstaltungen und Beschäftigung im Familien-
betrieb, dass die Beschäftigung zustimmungsfrei ist. Dies 
gilt schon ab dem ersten Tag des Aufenthalts. 

2.4. Ausländerrechtliches Beschäftigungsverbot 

Ausschließlich die Duldung unterliegt der Besonderheit, 
dass – unabhängig vom Zeitpunkt – von der Ausländer-
behörde ein Beschäftigungsverbot aus Gründen erteilt 
werden kann, die in der BeschV genannt sind: So ist ein 
Verbot der Beschäftigung möglich, wenn der Inhaber der 
Duldung bei der Passbeschaffung (vermeintlich) nicht 
mitwirkt oder wenn er sich in das Inland begeben hat, um 
Sozialleistungen zu erlangen.30 Wenn ein Beschäftigungs-
verbot vorliegt, dürfen lediglich eine schulische Ausbil-
dung, eine Hospitation oder ein Studium absolviert wer-
den, weil diese Ausbildungsarten keine Beschäftigung im 
Sinne von § 2 Absatz 2 AufenthG darstellen. Auch wenn 
ein Inhaber einer Duldung (nach Ablauf von 48 Monaten) 
prinzipiell zustimmungsfrei arbeiten darf, wird die Aus-
länderbehörde keine ausländerrechtliche Erlaubnis zur 
Beschäftigung geben. Der Eintrag in der Duldung lautet 
»Erwerbstätigkeit nicht gestattet«. 

2.5. Praktische Tipps 

Wenn Inhaber einer Duldung oder Aufenthaltsgestattung 
ein Schnupperpraktikum in einem Betrieb machen möch-
ten und immer noch die Arbeitsmarktprüfung durchlau-
fen müssen, bietet es sich an, stattdessen eine Hospitation 
zu absolvieren, weil diese keine Beschäftigung im Sinne 
von § 2 Absatz 2 AufenthG darstellt. In dem Fall ist auch 
eine ausländerrechtliche Erlaubnis nicht erforderlich. 
Gleiches gilt für eine schulische Ausbildung (z. B. bei ei-
ner berufsbildenden Schule) und ein Studium.

28 § 37 BeschV.
29 § 35 Absatz 5 BeschV.
30 § 33 BeschV.
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Wenn Geduldete oder Aufenthaltsgestattete noch die 
Vorrangprüfung durchlaufen müssen und eine Arbeitser-
laubnis für eine Beschäftigung beantragen, die laut Posi-
tivliste der Bundesagentur für Arbeit in einem Mangelbe-
ruf stattfinden soll, ist das Ergebnis der Vorrangprüfung 
positiv. Gleichwohl muss immer noch die Arbeitsbedin-
gungsprüfung erfolgreich durchlaufen werden. Auf jeden 
Fall lohnt ein Blick in die Positivliste. 

Wenn noch die Vorrangprüfung durchlaufen werden 
muss, ist es sinnvoll, dass die Stellenausschreibung so for-
muliert wird, dass sie genau auf den Antragsteller zuge-
schnitten ist. So kann in die Ausschreibung zum Beispiel 
die Anforderung aufgenommen werden, dass Kenntnisse 
der Muttersprache des Antragstellers erforderlich sind 
(allerdings nur, wenn dies für die in Frage kommende Tä-
tigkeit auch eine sinnvolle Voraussetzung darstellt). 

Einem qualifizierten Geduldeten, der erfolgreich eine 
betriebliche Ausbildung absolviert hat, kann eine Aufent-
haltserlaubnis zum Zweck der Beschäftigung erteilt wer-
den, wenn weitere Voraussetzungen erfüllt sind. Wenn es 
im Anschluss an die Ausbildung um die Übernahme in 
den Betrieb geht, findet keine Vorrangprüfung mehr statt, 
aber die Arbeitsbedingungsprüfung.31

Ob in einer Branche ortsüblicher Lohn oder Tariflohn 
oder Mindestlohn gezahlt wird, kann man von der zu-
ständigen Gewerkschaft erfahren.

3. Personen mit humanitärer Aufenthaltserlaubnis

Bei Inhabern einer Aufenthaltserlaubnis nach Kapi-
tel 2 Abschnitt 5 des Aufenthaltsgesetzes (§§ 22 bis 26 
AufenthG) ist entweder die Erwerbstätigkeit gestattet, 
d. h. sowohl selbständige Tätigkeit als auch unselbständige

31 § 18 a AufenthG.

Tätigkeit sind möglich, oder die Beschäftigung ist gestat-
tet, d. h. nur unselbständige Tätigkeit. Selbständige Tä-
tigkeit kann von der Ausländerbehörde erlaubt werden.32 
Leiharbeit ist grundsätzlich erlaubt, weil es keine Zustim-
mungspflicht durch die Bundesagentur für Arbeit gibt.

III. Fazit 

Im Zuge der Debatte um den Fachkräftemangel in 
Deutschland hat der Gesetzgeber in jüngster Vergangen-
heit weitere Erleichterungen beim Arbeitsmarktzugang in 
Form von Fristverkürzungen, einem verbesserten Zugang 
zu Ausbildung und erweiterten Ausnahmeregelungen bei 
Inhabern einer Aufenthaltsgestattung und einer Duldung 
gesetzlich verankert. Die Erleichterungen haben zugleich 
die Komplexität des Arbeitserlaubnisrechtes erhöht. Lei-
der wurden die Wartezeit, die Arbeitsmarktprüfung und 
das Beschäftigungsverbot für Geduldete wegen fehlender 
oder vermeintlich fehlender Mitwirkungspflicht bei der 
Passbeschaffung nicht vollständig abgeschafft. Langjährig 
Geduldete, die wegen eines Beschäftigungsverbotes nicht 
arbeiten dürfen, werden in Zukunft weiterhin Schwierig-
keiten haben, von einer Bleiberechtsregelung zu profitie-
ren, da regelmäßig die Sicherung des Lebensunterhalts 
gefordert wird. Auf der anderen Seite ist es positiv zu 
bewerten, dass Inhaber einer humanitären Aufenthaltser-
laubnis endlich einen freien Zugang zumindest zu einer 
Tätigkeit als Arbeitnehmer haben. 

32 § 21 Absatz 6 AufenthG; wie das Ermessen von der Ausländerbehör-
de ausgeübt werden muss, steht in der allgemeinen Verwaltungsvor-
schrift unter Randnummer 21.6: Erlaubnis der selbständigen Tätigkeit 
an Inhaber anderer Aufenthaltserlaubnisse.

Tabelle 2: Der Zugang zu Arbeit für Personen mit humanitärer Aufenthaltserlaubnis

Aufenthaltserlaubnis Nebenbestimmung Erwerbstätigkeit
AE § 25 Abs. 1 und 2
AE § 23 Abs. 2

»Erwerbstätigkeit gestattet« •	 Unselbständige und selbständige Tätigkeit immer erlaubt

AE § 23 Abs. 1
AE § 23a
AE § 24
AE § 25 Abs. 3 bis 5
AE § 25a

»Beschäftigung gestattet« •	 Unselbständige Tätigkeit immer erlaubt
•	 Selbständige Tätigkeit mit Erlaubnis der Ausländerbe-

hörde möglich
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